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Der Bundesminister für 
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I A 2 - R 07 - 4/1 


Bad Godesberg, den 30. Juni 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Dffentlidi geförderte Eigentumsmaßnahmen im Woh- 
nungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Baier, Röhner, Dr. 
Czaja, Dr. Ritz, Weigl, Franke (Osnabrück), Biediele 
und Genossen 
— Drucksadle V/4338 — 


Namens der Bundesregierung nehme ich zu der Kleinen An- 
frage wie folgt Stellung: 


1. Wie groß war im Jahre 1968 in den Ländern der prozentuale 
Anteil an öffentlidi geförderten Eigentümerwohnungen in Fami- 
lienheimen und Mehrfamilienhäusern {einschließlidi Wohnungs- 
eigentum) gegenüber dem Anteil an öffentlicdi geförderten 
Mietwohnungen? 


Im Jahre 1968 entfielen von den mit direkten staatlichen Hilfen 
geförderten Wohnungen 28,5®/o auf Eigentümerwohnungen. Da- 
mit wurde ein Stand erreicht, wie er vor der Rezession in den 
Jahren 1962 bis 1966 mit durchschnittlich 30^/o der Wohnungen 
bestanden hat. Diese Zahl wurde durch den herkömmlidien 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau und durch direkte 
staatliche Hilfen im Rahmen des steuerbegünstigten Wohnungs- 
baues (sog. Zweiter Förderungsweg) erzielt. 

Im Bereich des herkömmlichen öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues waren im Jahre 1968 21,9 v. H. (1967: 23,6 
V. H.) Eigentümerwohnungen (einschließlich Wohnungseigen- 
tum) und 78,1 V. H. (1967: 76,4 v. H.) Mietwohnungen. In den 
einzelnen Bundesländern verlief die Entwicklung unterschied- 
lich: Einer Zunahme des Anteils der Eigentümerwohnungen in 
einer Reihe von Ländern steht ein Rückgang in mehreren ande- 
ren Ländern gegenüber, wie dies aus der Übersicht I zu ersehen 
ist. 
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Im Rahmen des steuerbegünstigten Wohnungsbaues (Zweiter 
Förderungsweg gemäß oder in Anlehnung an § 88 des 
II. WoBauG), auf den sich seit 1967 in steigendem Umfange die 
Förderung mit direkten staatlichen Hilfen verlagert hat, ist, wie 
aus der Übersicht II hervorgeht, der Anteil der Eigentümerwoh- 
nungen im Jahre 1968 (für das Jahr 1967 liegen keine entspre- 
chenden Angaben vor) im Schnitt wesentlich höher (46,5 v. H.) 
als im herkömmlichen öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau. 


2. Wie hoch waren die Zahlen der unerledigten Anträge auf 
Förderung von Familienheimen und Eigentumswohnungen ein- 
schließlich Kaufeigenheimen und Kaufeigentumswohnungen in 
den einzelnen Ländern zum 30. Juni 1967 und zum 30. Juni 1968? 


Nach den Feststellungen der Länder lagen Mitte 1968 bei den 
Annahme- und Bewilligungsstellen insgesamt 63500 unerledigte 
Anträge auf Förderung von Familienheimen im Bereich des 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaues vor. Die in der 
Mitte des Jahres 1967 bereits erreichte Zahl der unerledigten 
Anträge (85 600) wurde damit nochmals erheblich — um rd. ein 
Viertel — - unterschritten. 

Die unerledigten Familienheimanträge wurden — abgesehen 
von Berlin (West) — in allen Ländern abgebaut, ohne daß sich 
die Bewilligungen für Familienheime im öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau erhöhten. Von Mitte 1967 bis Mitte 1968 
wurden 35 500 Familienheime gegenüber 37 847 im Jahre zuvor 
gefördert. Der sog. Zweite Förderungsweg ist hierbei nicht 
berücksichtigt. 

Auch der Bestand von unerledigten Anträgen für Eigentums- 
wohnungen hat — im ganzen gesehen — von Mitte 1967 (8694) 
auf Mitte 1968 (6755) um fast ein Viertel abgenommen, wobei 
in mehreren Ländern jedoch auch Zunahmen zu verzeichnen 
sind, über die Entwicklung im einzelnen gibt die Übersicht III 
Aufschluß. 


3. Wie hoch sind in den einzelnen Ländern im Durchsdinitt im 
Jahre 1968 die öffentlichen Baudarlehen und die mit öffentlichen 
Mitteln verbilligten Darlehen zum Bau von Familienheimen und 
zum Bau von Mietwohnungen tatsächlich bewilligt worden? 


Die vorhandenen statistischen Unterlagen lassen nur die Er- 
rechnung von durchschnittlichen öffentlichen Förderungsbeträ- 
gen (öffentliche Baudarlehen + Beihilfen zur Deckung laufender 
Aufwendungen) zu. Angaben über die durchschnittliche Höhe 
der mit öffentlichen Mitteln verbilligten (Kapitalmarkt-)Darle- 
hen sind dagegen nicht möglich, weil die von den Ländern ge- 
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währten Beihilfen — von Land zu Land der Höhe nach ver- 
schieden und mit unterschiedlicher Laufzeit — z. T. als Zins- und 
Tilgungszuschüsse bzw. -dariehen, z. T. aber auch als nicht 
kapitalbezogene Aufwendungsbeihilfen gegeben werden. 

Die aus der Statistik der Bewilligungsbescheide (Bewilligungs- 
statistik) gewonnenen Durchschnittssätze der im Jahre 1968 
bewilligten Beträge (Kapitalsubventionen und objektbezogene 
jährliche Beihilfen) zum Bau von Familienheimen (nur Einfami- 
lienhäuser) und von Wohnungen in Mehrfamilienhäusern (vor- 
wiegend Mietwohnungen) sind in der anliegenden Übersicht IV 
wiedergegeben. Dabei wurde der besseren Übersicht wegen nur 
auf die Förderungssätze der in den einzelnen Ländern vorherr- 
schenden Förderungsart zurückgegriffen. 


4. Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, daß in den ver- 
gangenen fünf Jahren die neu eingehenden Anträge auf öffent- 
liche Förderung von Familienheimen (1963/64; 64 535; 1967/68: 
13 412) sich um nahezu 80 v. H, verringert haben? 


Die Zahl der neu eingehenden Anträge auf Förderung von 
Familienheimen im öffentlich geförderten sozialen Wohnungs- 
bau ist seit 1963/1964 zurückgegangen. Hierbei ist von Bedeu- 
tung, daß die Zahl der unter die Einkommensgrenze des § 25 des 
II. WoBauG fallenden Bauwilligen abgenommen hat und im Zu- 
sammenhang damit in einigen Ländern eine Verlagerung der 
Förderung des Familienheimbaues auf Förderungsmaßnahmen 
im Rahmen des steuerbegünstigten Wohnungsbaues (sog. 
Zweiter Förderungsweg) erfolgt ist. 

Die Zahl der neu eingegangenen Anträge auf Förderung von 
Familienheimen hat sich jedoch nicht von 64 535 im Jahresab- 
schnitt 1963/1964 auf 13 412 im Jahresabschnitt 1967/1968 ver- 
ringert. Diese Zahlen sind wohl aus dem Bericht des Bundes- 
ministeriums für Wohnungswesen und Städtebau über die uner- 
ledigten Anträge auf Förderung von Familienheimen und Eigen- 
tumswohnungen Mitte 1968 (Übersicht 1)*) im Wege des Rück- 
schlusses abgeleitet worden, indem die Veränderungen des Be- 
standes der unerledigten Anträge mit den tatsächlichen Bewilli- 
gungen saldiert wurden. Dabei ist jedoch übersehen worden, 
daß sich der Bestand der unerledigten Anträge nicht nur durch 
den Neuzugang von Anträgen und durch Bewilligungen, son- 
dern auch durch die Zurückziehung oder Ablehnung von Anträ- 
gen verändert. 

Um zu der Frage konkrete Angaben machen zu können, habe 
ich bei den für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zu- 
ständigen Ministern der Länder angefragt. Wegen der Kürze 
der Zeit liegt das Ergebnis dieser Umfrage noch nicht vor. Bisher 
haben lediglich die Länder Bremen, Niedersachsen und Schles- 

•) Bundesbaublatt 1969 S. 98 
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wig-Holstein berichtet. Dem Bericht von Bremen ist zu ent- 
nehmen, daß an Anträgen auf öffentliche Förderung von Fami- 
lienheimen im Lande Bremen eingegangen sind 
im Berichtszeitraum 1. Juli 1964 bis 30. Juni 1965: 

2 489 Wohnungen 

im Berichtszeitraum 1, Juli 1967 bis 30. Juni 1968: 

1 872 Wohnungen; 

für den Zeitraum vom 1. Juli 1968 bis 30. Juni 1969, 
für den der Bericht in den nächsten Tagen zu erstatten ist, wird 
eine etwa gleich hohe Wohnungszahl erwartet. Der Rückgang 
in diesem Land beträgt somit weniger als 25®/o und hält sich 
damit in der gleichen Höhe wie der Rückgang der Anträge auf 
Förderung von Mietwohnungen. Das Land Schleswig-Holstein 
berichtet, daß in seinem Land kein Rückgang zu verzeichnen 
sei, wegen der Vielzahl der vorliegenden Anträge vielmehr 
eine zusätzliche Familienheimförderungsmaßnahme im Umfan- 
ge von rd, 1 200 Einheiten im Rechnungsjahr 1969 habe einge- 
leitet werden müssen. 


5. Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie sich 
die durchschnittlichen Belastungen für öffentlich geförderte 
Familienheime in den letzten fünf Jahren entwickelt haben und 
inwieweit diese Veränderungen auf Änderungen der Förde- 
rungsmethoden in den einzelnen Bundesländern (Übergang von 
der Kapitalsubvention zur Ertragssubvention) zurückzuführen 
sind? 

Eine allgemeine Statistik über die Belastungshöhen bei öffent- 
lich geförderten Familienheimen gibt es nicht. Soweit die Eigen- 
tümer der geförderten Familienheime einen Lastenzuschuß nach 
dem Wohngeldgesetz beziehen, sind Angaben nach der Wohn- 
geldstatistik verfügbar. Die Entwicklung der Belastung in den 
Jahren 1965 bis 1968, also seit Inkrafttreten des Wohngeldge- 
setzes, ist in der Übersicht V ersichtlich gemacht. 

Die Übersicht macht eine allmähliche Verschiebung der Be- 
lastung zu den höheren Gruppen für die angegebenen Jahre er- 
kennbar, wobei allerdings von 1967 auf 1968 keine Verschie- 
bung nach oben, sondern mehr eine Konzentration auf die mitt- 
leren Belastungsstufen von 2,50 DM bis 3,50 DM zu beobachten 
ist. Für die Entwicklung der durchschnittlichen Belastung von 
nach dem 1. Januar 1957 geförderten Familienheimen, deren 
Eigentümer einen Lastenzuschuß erhalten, und für den durch- 
schnittlichen Betrag des Lastenzuschusses ergibt sich folgendes 
Bild: 


31. Dezember 1965 
31. Dezember 1966 
31. Dezember 1967 
31. Dezember 1968 


durchschnittliche 

Belastung 

DM/qm 

2,36 

2,59 

2,73 

2,73 


durchschnittlicher 

Lastenzuschuß 

DM/mtl. 

69,91 

73,17 

79,09 

78,89 
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Inwieweit die Veränderungen auf Änderungen der Förderungs- 
methode in den einzelnen Ländern zurückzuführen sind, läßt 
sich an Hand des vorhandenen statistischen Materials nicht be- 
urteilen. Aus diesem Grunde habe ich auch zu dieser Teilfrage 
die für das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen 
Herren Minister (Senatoren) der Länder befragt. Deren Ant- 
worten liegen wegen der Kürze der Zeit noch nicht vollständig 
vor. Die Antwort des Landes Bremen weist darauf hin, daß die 
Steigerung der Belastungen sich im Rahmen der Steigerung des 
Baukostenindex hält, dagegen nicht auf den Übergang von der 
Kapitalsubvention zur Ertragssubvention zurückzuführen ist. 
Das Land Niedersachsen teilt mit, daß sich die Förderungsrne- 
thode bei Familienheimen in den letzten Jahren nicht geändert 
hat. Veränderungen in der Belastung beruhten auf Kostenstei- 
gerungen (vergrößerte Wohnfläche, bessere Ausstattung, ge- 
stiegene Bau- und Grundstückskosten). Das Land Schleswig- 
Holstein berichtet, daß sich keine Schwierigkeiten ergäben, in 
jedem. Fall werde durch Subventionen die wohngeldfähige 
Grenze erreicht. 


6. Hält die Bundesregierung die derzeit in den Bundesländern 
praktizierten Förderungsmethoden für ausreichend, um die in 
§ 1 Abs. 2 formulierten Ziele, nämlich „weite Kreise des Volkes 
durch Bildung von Einzeleigentum, besonders in der Form von 
Familienheimen, mit dem Grund und Boden zu verbinden'", zu 
erreichen? 


Seit 1968 ist die Förderung des sozialen Wohnungsbaus dadurch 
elastischer gestaltet worden, daß neben dem öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbau herkömlicher Prägung auch 
im Rahmen des steuerbegünstigten Wohnungsbaus ein Einsatz 
von befristeten Annuitätszuschüssen für Mietwohnungen und 
für Eigentumsmaßnahmen als sog. Zweiter Förderungsweg ge- 
nerell vorgesehen ist (§ 88 II. WoBauG). 

Das Gesetz gibt damit den Ländern einen verhältnismäßig 
großen Spielraum für die Durchführung und Ausgestaltung der 
Wohnungsbauförderung. Die in den einzelnen Bundesländern 
praktizierten Förderungsmethoden, wie sie in den Wohnungs- 
bauförderungsbestimmungen und den sonstigen allgemeinen 
Durchführungserlassen der zuständigen obersten Landesbehör- 
den festgelegt sind, tragen nach Auffassung der Bundesregie- 
rung den Zielsetzungen und Grundsätzen des Gesetzes Rech- 
nung. Sie gewährleisten, wie die dargelegten Ergebnisse der 
Förderung der Eigentumsmaßnahmen erkennen lassen, insbe- 
sondere auch die mit dem Zweiten Wohnungsbaugesetz ange- 
strebte Bildung von Einzeleigentum für breite Volksschichten 
im Zusammenhang mit der Beseitigung der Wohnungsnot und 
der Deckung des allgemeinen Wohnungsbedarfs. 

Um die Auffassung der Länder, die in erster Linie die Verant- 
wortung für eine Anwendung des 11. Wohnungsbaugesetzes 
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tragen, kennenzulernen, habe ich auch zu dieser Frage bei 
ihnen angefragt. Die Antworten auf diese Teilfrage liegen, bis 
auf zwei Länder, die die Frage aus ihrer Sicht bejahen, noch 
nicht vor. 


7. Hält die Bundesregierung die Einhaltung der Vorschrift von 
§ 43 Abs. 2 Satz 2 auch heute noch für gesichert, nachdem die 
Bundesländer ihre Förderung in den letzten Jahren mehr und 
mehr von der Kapitalsubvention auf die Ertragssubvention um- 
gestellt haben? Auf welche Weise vermag die Bundesregierung 
die Einhaltung dieser Vorschrift in der Bewilligungspraxis zu 
überwachen? 


Die Vorschrift des § 43 Abs. 2 Satz 2 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes, wonach die öffentlichen Förderungsmittel für Fami- 
lienheime und Eigentumswohnungen höher als für andere Woh- 
nungen zu bemessen sind, gilt in gleicher Weise, ob eine 
Förderung mit Baudarlehen oder in sonstiger Weise, wie ins- 
besondere mit Aufwendungsbeihilfen der in § 42 Abs. 6 genann- 
ten Art, gewährt wird. Damit bleibt diese Vorschrift auch bei 
einer Umstellung der Förderungsmethode von der Kapitalsub- 
vention auf die Ertragssubvention wirksam. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt geworden, daß diese 
Vorschrift von den Ländern nicht beachtet wird. Ich habe jedoch 
auch hierfür eine Anfrage bei den Ländern über die Anwendung 
der Vorschrift des § 43 gehalten. Die erbetenen Berichte liegen 
noch nicht vor. 


Dr. Lauritzen 



Übersicht I 


Das Verhältnis von Eigentümerwohnungen in Ein-, Zwei- und Mehrfamilienhäusern (einschließlich Wohnungseigentum) 
zu Mietwohnungen im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau *) der einzelnen Bundesländer in v. H. 


Eigentümerwohnungen (einschließlich Wohnungseigentum) 

Davon in 



] 

nsgesamt 

Familienheimen 
(einschließlich sonstige 
Einfamilienhäuser) 

Mehrfamilienhäuser 
(in der Hauptsache 
Wohnungseigentum) 

Mietwohnungen 

1966 

196? 

1968 

1966 

1967 

1968 

1966 

1967 

1968 

1966 

1967 

1968 

Baden- Württemberg 

33,0 

32,9 

10,2 

28,3 

31,4 

8,5 

4,7 

1,5 

1.7 

67,0 

67,1 

89,8 

Bayern 

40,8 

39,7 

31,4 

27,6 

27,1 

26,4 

13,2 

12,6 

5,0 

59,2 

60,3 

68,6 

Berlin (West) 

10,7 

8,9 

11,8 

4,. 

4,0 

5,2 

6,6 

4,9 

6,6 

89,3 

91,1 

88,2 

Bremen 

15,2 

14,3 

26,2 

13,8 

10,7 

24,6 

1,4 

3,6 

1,6 

84,8 

85,7 

73,8 

Hamburg 

17,5 

10,0 

8,9 

14,8 

6.4 

5,8 

2,7 

3,6 

3,1 

82,5 

90,0 

91,1 

Hessen 

32,0 

27,3 

34,4 

30,6 

27,0 

33,7 

1,4 

0,3 

0,7 

68,0 

72,7 

65,6 

Nordrhein-Westfalen 

28,5 

17,8 

18,5 

23,9 

16,2 

16,6 

4,6 

1,6 

1,9 

71,5 

82,2 

81,5 

Niedersachsen 

38,4 

35,5 : 

34,1 

37,4 

34,0 ! 

33,7 

1,0 

1,5 

0,4 

61,6 

64,5 

65,9 

Rheinland-Pfalz 

52,5 

43,0 

38,9 

51,9 

42,7 

37,8 

0,6 

0,3 1 

* 1 

1,1 

47,5 

57,0 

61,1 

Saarland 

89,5 

95,2 

84,8 

83,8 

95,2 

84,7 : 

5,7 

1 

~ 1 

0,1 

10,5 

4,8 

15,2 

Schleswig-Holstein 

i 28,5 

1 

28,9 

29,6 

27,4 : 

25,9 

27,2 

1,1 

3,0 i 

2,4 

71,5 

71,1 

70,4 

Bundesgebiet 

(einschließlich Berlin [West]) 

29,2 

23,6 

21,9 

24,4 1 

20,4 

1 

19,6 , 

4,8 

2,9 1 

2,3 

70,8 

76,4 i 

78,1 


•) aufgrund der Bewiliigungsbescheide (Bewiliigungsstatistik) 
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Übersicht II 


Förderung der Eigentumsbildung im gesamten mit direkten staatlichen Hilfen geförderten Wohnungsbau 1968 

(Nach der amtlichen Bewilligungsstatistik) 


Land 



insgesamt 


Geförderte Eigentümerwohnungen 


davon 

öffentlich geförderter 
sozialer 


Steuerbegünstigter 


Wohnungsbau 



Anzahl 

V. H. 

sämtl. Woh'gen 

Anzahl 

V. H. -) 

A nzahl 

V. H. -) 

Schleswig-Holstein 

2 652 

35,4 

1 881 

29,6 

771 

68,4 

Hamburg 

919 

10,7 

625 

8,9 

294 

19,0 

Niedersachsen 

7 549 

32,9 

5 330 

34,1 

2219 

30,3 

Bremen 

404 

26,5 

397 

26,2 

7 

70,0 

Nordrhein-Westfalen 

18 417 

24,6 

12 482 

18,5 

5 935 

81,6 

Hessen 

3 318 

34,6 

1 3 085 

34,4 

233 

38,7 

Rheinland-Pfalz 

3 076 

41,2 

1 

2 028 

38,9 

1 048 ! 

1 

46,6 

Baden-Württemberg 

11715 

41,5 

1 217 ■ 

10,2 i 

10 498 

64,1 

Bayern 

6 909 

33,0 

2 738 

31,4 

4 171 

34,2 

Saarland 

1 362 

84,6 

1 244 

84,8 

118 

82,5 

Berlin (West) 

1 791 

8,7 

1 781 

i 

11,8 

10 

0,2 

Bundesgebiet 

! 58 112 

1 28,5 ' 

32 808 1 

21,9 

' 25 304 

46,5 


') einschließlich Eigentumswohnungen 
’) des jeweiligen Förderungsweges 
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Übersicht III 


Unerledigte Anträge auf Förderung von Familienheimen und Eigentumswohnungen 


Familienheime 


Eigentumswohnungen 



(Eigenheime, Kaufeigenheime und 
Kleinsiedlungen) 

(eigengenutzte Eigentumswohnungen und 
Kaufeigentumswohnungen) 


Unerledigte Anträge 

Tatsächliche 

Bewilligungen 

Unerledigte Anträge 

Tatsächliche 

Bewilligungen 


Mitte 1967 

Mitte 1968 

Juli 1967 bis 

Juni 1968 

Mitte 1967 

Mitte 1968 

Juli 1967 bis 
Juni 1968 


Gebäude 


Anzahl 


Baden- Württemberg 

4 966 

3 694 

2 400 

395 

367 

176 

Bayern 

6 223 

4 488 

2 923 

2 093 

1 349 

1 061 

Berlin (West) 

728 

876 

665 

1 125 

1 678 

745 

Bremen 

706 

- 

439 

207 

- 

104 

Hamburg 

229 1) 

1151) 

8131) 

160 

28 

420 

Hessen 

5 752 

4 985 

3 291 

28 

41 

22 

Nordrhein-Westfalen 

34 108 

23 762 

1 1 583 

3 105 

1 944 

697 

Niedersachsen 

23 428 

18 966 

7 581 

507 

541 

287 

Rheinland-Pfalz 

3 178 

1 952 

2 509 

135 

150 

54 

Saarland 

1 251 

1 133 1 

1 

1 385 

21 

25 

4 

Schleswig-Holstein 

5 031 

3 538 

1 914 

918 

632 

272 

Insgesamt 

85 600 

63 509 1 

35 503 

! 

8 694 j 

6 755 

3 842 


Einschließlich der Familienheime, die im Gebiet von Niedersachsen und Schleswig-Holstein mit hamburgischen Förderungsmitteln für Hamburger Bürger errichtet 
werden. 

Von Bremen wurden 1968 erstmals auch solche Anträge als erledigt gemeldet, für die zwar noch keine öffentlichen Mittel endgültig bewilligt waren, für die aber 
bereits eine Vorabmitteilung über die Bereitstellung der Mittel erteilt war. 

ohne die mit Kohleabgabemitteln geförderten Familienheime 


CO 
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Übersicht IV 


Durchschnittliche öffentliche Förderungsbeträge im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau 1968 



Wohnungen 
in Mehrfamilienhäusern 

Wohnungen 

in Einfamilienhäusern (ohne 2. Wohnung) 

Land 

Förderungs- 
typ 2) 

öffentl. Mittel 
(Kapital- 
subvention) 

Objektbezo- 
gene jährliche 
Beihilfe 

Förderung- 
typ 3) 

öffentl. Mittel 
(Kapital- 
subvention) ^) 

Objektbezo- 
gene jährliche 
Beihilfe 



DM/Wohnung 


DM/Wohnung 

Baden-Württemberg 

II 


1 310 

III 

14 430 

610 

Bayern 

III 

16 430 

400 

III 

23 980 

710 

Berlin 

III 

27 800 

360 

III 

35 760 

550 

Bremen 

II 

— 

1 430 

II 

— 

2 530 

Hamburg 

III 

11 940 

740 

I 

13 080 

— 

Hessen 

III 

19 760 

560 

III 

17 050 

580 

Niedersachsen 

III 

8 000 

820 

III 

13 200 

925 

Nordrhein-Westfalen 

II 

■ 1 570 3) 

2 340 

1 

5 790 3) 

3 440 

Rheinland-Pfalz 

: ni 

14 220 

660 

III 

20 820 

780 

Saarland 

III 

7 850 

520 

I 

15 820 

— 

Schleswig-Holstein 

III 

14 280 

370 

III 

21 580 

480 

Bundesgebiet einschließlich Berlin 

I 

17 440 

— 

I 

18 250 

— 


II 

1510 3) 

2 130 

II 

5 420 3) 

3 240 


III 

1 14 700 

750 

III 

18 460 

770 


’) einschließlich Eigentümer- bzw. Eigentumswohnungen 

in den Ländern vorherrschender Förderungstyp; Förderungstyp I — Förderung durch Kapitalhilfen allein, 

II = Förderung durch objektbezogene Beihilfen allein, 

III = Förderung durch Kapitalhilfen und objektbezogene Beihilfen; 

3) einschließlich Familienzusatzdarlehen und — in beschränktem (gemischt) Umfange — zusätzlich gewährter Gemeindemittel. 
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Übersicht V 


Empfänger von Lastenzuschuß nach der Höhe der Belastung je qm Wohnfläche in Familienheimen 

— gefördert nach dem 1. Januar 1957 — 


Davon mit einer qm-Belastung von bis unter DM 


Stichtag 

Zahl der Lastenzu- 
1 Schußempfänger 
■ (insgesamt) 

i 

i unter 

’ 1,00 

1 

1,00 

1,50 

31. Dezember 1965 

i 28 142 

1 

1,4 

! 

i 

11,5 

1 

31. Dezember 1966 

44 797 j 

0,9 

i 6,7 

31. Dezember 1967 

53 393 

0,6 

' 4,5 

31. Dezember 1968 

j 54 479 

1 1 

' 1 

0,3 

1 3,6 


1,50 

2,00 

2,50 

3,00 

3,50 

4,00 

4,50 

5,00 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

und 

2,00 

2,50 

3,00 

3,50 

4,00 

4,50 

5,00 

mehr 



V. 

H. 





22,7 

24,3 

19,6 

1 

11,7 

5,8 

2,4 

0,6 

0,0 

17,3 

23,2 

22,4 j 

16,1 1 

8,7 

3,8 

0,8 j 

0,1 

13,5 ’ 

21,4 

1 

1 

23,5 ' 

19,7 

10,7 

5,1 

1,0 

0,0 

13,1 

22,4 1 

25,2 

20,5 

10,5 

3,8 

i 

0,6 

0,0 
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